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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Freiherr von Fircks, Dr. Czaja, Dr. Wittmann (München), Dr. Hupka, 
Sauer (Saizgitter), Dr. Becher (Puilach), Dr. Hauser (Sasbach), Josten und der 
Fraktion der CDU/CSU 

betr. Eingiiederung der Aussiedier 


Die bisherigen Erfahrungen auf dem Gebiet der wirtschaft- 
lichen, sozialen, beruflichen und gesellschaftlichen Eingliede- 
rung der Aussiedler lassen erkennen, daß insbesondere die 
jüngere Generation zunehmend Schwierigkeiten bei der Aner- 
kennung der in der Heimat begonnenen oder abgeschlossenen 
Schul- oder Berufsausbildung, bei der Bewertung der beruf- 
lichen Qualifikationen und Kenntnisse sowie bei der Ergänzung 
der deutschen Sprachkenntnisse hat. Erhebliche Unzulänglich- 
keiten bestehen bezüglich der Anerkennung der Gleichwertig- 
keit von Befähigungsnachweisen, Prüfungszeugnissen und Aus^ 
Bildungsgängen. 

Es fehlt eine einheitliche, zügige, für alle zuständigen Behörden 
und Institutionen verbindliche Regelung über die Bewertung 
und Anerkennung der in den Herkunftsländern erworbenen 
Befähigungsnachweise. Viele durchführende Behörden fühlen 
sich trotz der bereits vom 3. Dezember 1971 datierenden ge- 
meinsamen Empfehlung der Kultusminister in der Bundesrepu- 
blik Deutschland an die zentralen amtlichen Gutachten in die- 
sen sehr komplizierten Fragen in keiner Weise gebunden. 

Die steigende Zahl der jugendlichen Aussiedler, die auf anderen 
als in den in der Bundesrepublik üblichen Ausbildungswegen 
einen Abschluß erreicht haben, zwingt zu verstärkten und be- 
schleunigten Bemühungen, um zu befriedigenden Lösungen der 
Eingliederungsprobleme zu kommen. 

Aus der Sorge um die Chancengleichheit der Aussiedler und 
aus der Erkenntnis, daß die bisherigen Ergebnisse der Ein- 
gliederungsbemühungen in diesem Bereich nur zum Teil erfolg- 
reich waren, fragen wir die Bundesregierung: 

1. Kann die Bundesregierung eine Darstellung über die be- 
stehenden Einrichtungen und Maßnahmen zur beruflichen 
Ausbildung, Fortbildung und Umschulung, über die Zahl 
der zur Verfügung stehenden Lehrkräfte mit entsprechen- 
den Sprachkenntnissen sowie über die Zahl der Fort- 
bildungs- und Umschulungskurse geben? Reichen die zur 
Zeit bestehenden Einrichtungen und Maßnahmen aus, um 
die Aussiedler, insbesondere auch soweit es sich um Jugend- 
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liehe handelt, auf bestmögliche Art und Weise beruflich zu 
integrieren und eine wirtschaftliche bzw. gesellschaftliche 
Schlechterstellung zu vermeiden? 

2. Liegen hinsichtlich der Eingliederung der Aussiedler in das 
Erwerbsleben Erkenntnisse darüber vor, in welchen Be- 
rufen dieser Personenkreis vor der Aussiedlung tätig war 
und welche Berufstätigkeit von ihm nach der Umsiedlung 
ausgeübt wird, und in welchem Verhältnis dabei die jetzt 
ausgeübte Berufstätigkeit zur Ausbildung steht? 

3. Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, in 
welchem Umfang Aussiedler, die eine qualifizierte Aus- 
bildung haben, 

— wegen mangelnder Kenntnisse der deutschen Sprache 
oder 

— wegen fehlenden Bedarfs unter den hiesigen Arbeits- 
und Wirtschaftsverhältnissen oder 

— aus sonstigen Gründen 

ihren erlernten Beruf nicht ausüben können? 

4. Welche Hilfen und amtlichen Verfahren bestehen bei der 
Übersetzung und Anerkennung mitgebrachter Zeugnisse 
und Qualifikationsnachweise? 

5. Ist die Bundesregierung bereit, auf repräsentativer Grund- 
lage und in periodischer Wiederholung Befragungen durch- 
zuführen, um die notwendigen Aufschlüsse über den Um- 
fang der bei der beruflichen Eingliederung bestehenden 
Schwierigkeiten und ihrer Ursachen zu erhalten, die für 
Ziel und Methode einer praktischen und erfolgreichen Ein- 
gliederungspolitik bestimmend sein können? 

6. Besteht ein zentrales System einer umfassenden überge- 
bietlichen Information und Beratung in Wort und Schrift 
über Bildungs- und Berufsmöglichkeiten, deren sich die Aus- 
siedler bedienen können, um die Chancen eines beruf- 
lichen Aufstiegs erkennen und nutzen zu können, ehe sie 
sich in ihren beruflichen Entscheidungen festlegen? 

7. Gibt es ein umfassendes Verzeichnis der Einrichtungen, die 
im Bundesgebiet für deutsche Sprachkurse für Aussiedler 
zur Verfügung stehen und deren Besuch für Erwachsene 
und Jugendliche aus Mitteln des Arbeitsförderungsgeset- 
zes gefördert werden kann? Wie ist deren Kapazität und 
gegenwärtige Auslastung? 

8. In welchem Umfang ist aufgrund des starken Rückgangs 
der Aussiedlungen eine Einschränkung des Sach- und Per- 
sonalbestandes bei den mit Eingliederungsaufgaben betrau- 
ten Institutionen und sonstigen an der Betreuungsarbeit 
mitwirkenden Stellen erfolgt, und durch welche Maßnah- 
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men ist gegebenenfalls dafür Sorge getragen, daß der Be- 
stand dieser Einrichtungen den erhöhten Anforderungen, 
die sich im Falle eines Ansteigens der Aussiedlerzahlen 
ergeben würden, kurzfristig angepaßt werden kann? 

9. Bestehen zentralorganisierte Untersuchungen und Material- 
sammlungen über die Besonderheiten der schulischen und 
beruflichen Ausbildungsgänge in den Herkunftsländern der 
Aussiedler, die für die Anerkennungspraxis in der Bundes- 
republik auswertbar sind, und auf deren Grundlage allge- 
meine Kriterien für die Anerkennung der Gleichwertigkeit 
einer erworbenen Befähigung entwickelt werden können? 

10. Werden bei den Entscheidungen bezüglich der Gleichwertig- 
keit der Fachschul- und Fachhochschulausbildung ange- 
sichts der Verschiedenheit der Systeme die praktischen 
Erfahrungen und Kenntnisse der Aussiedler und die Dauer 
ihrer Ausbildung angemessen gewertet? 

11. Welche Bemühungen sind bisher, insbesondere auch unter 
Beteiligung der für die Bewertung und Anerkennung be- 
ruflicher Befähigungsnachweise in Frage kommenden be- 
rufsständischen Institute unternommen worden, um die 
Grundlagen für eine einheitliche Bewertungsordnung zu 
schaffen? 

12. Welche vorläufigen Regelungen wurden insoweit geschaf- 
fen, um ein beschleunigtes und einheitliches Anerken- 
nungsverfahren zu gewährleisten? 

13. Ist auch in den Fällen, in denen Aussiedler nach Aufenthalt- 
nahme am ersten Zielort erkennen, daß ein anderer Aufent- 
haltsort innerhalb oder außerhalb des Erstaufnahmelandes 
bessere Eingliederungsmöglichkeiten bezüglich der Arbeits- 
plätze oder der Wohnraumversorgung bietet, eine erneute 
Erstattung der hierdurch bedingten notwendigen Umzugs- 
kosten und die Übertragung der aus dem Bundeshaushalt 
zugewiesenen Wohnungsbauförderungsmittel sicherge- 
stellt, um den erst später erkennbar werdenden Erforder- 
nissen und Wünschen mit dem Ziel einer optimalen beruf- 
lichen und gesellschaftlichen Eingliederung der Aussiedler 
Rechnung zu tragen? 

14. Wie hoch ist der Prozentsatz und die Zahl derjenigen Aus- 
siedler, die aus der Landwirtschaft stammen, und in 
welchem Umfang ist deren Eingliederung im landwirt- 
schaftlichen Bereich möglich? 

15. Wie groß ist die Zahl der Bewerber unter den Aussiedlern 
für eine Voll- oder Nebenerwerbsstelle, und stehen für 
diesen Eingliederungszweck auch künftig ausreichende 
Siedlungsmittel zur Verfügung? 


3 



Drucksache 7/2920 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


16. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, ob 
und in welchem Umfang bei Aussiedlern, die infolge ihrer 
Antragstellung auf Aussiedlung arbeitslos geworden sind, 
Nachteile im Rentenfalle eintret en, und welche Möglich- 
keiten sieht die Bundesregierung, solche Nachteile gege- 
benenfalls auszugleichen? 

17. Liegen der Bundesregierung Informationen darüber vor, 
daß die Ausreise von aussiedlungswilligen Deutschen aus 
ihrem Heimatland in Einzelfällen an der Erhebung der 
Ausbildungskosten gescheitert oder in erheblichem Maße 
behindert worden ist? 

18. Beabsichtigt die Bundesregierung, die finanziellen Start- 
hilfen für Aussiedler angesichts des anhaltenden Geldwert- 
rückgangs in ihrer Gesamtheit so zu verbessern, daß die 
erst jetzt oder künftig ins Bundesgebiet kommenden Per- 
sonen nicht gegenüber den Personen benachteiligt werden, 
die bereits früher Aufenthalt im Bundesgebiet genommen 
haben? 

19. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es eine 
gesamtstaatliche Aufgabe und Verpflichtung der Bundes- 
republik Deutschland ist, der Gruppe der Aussiedler ins- 
besondere in der Anfangsphase der Eingliederung optimale 
Startchancen zu bieten, und wie beurteilt die Bundesregie- 
rung in diesem Zusammenhang die Empfehlung der Arbeits- 
gemeinschaft der Landesflüchtlingsverwaltungen, die Bei- 
hilfen aus dem ^arantiefonds in den ersten drei Jahren 
nach der Aussiediu.:^ le Anrechnung des Einkommens 
und Vermögens der Untertiax.jpflichtigen zu gewähren? 

20. Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen Bundestag 
in angemessenen zeitlichen Abständen über die mit der 
Aussiedlung und der Eingliederung der Aussiedler zusam- 
menhängenden Fragen zu berichten? 


Bonn, den 5. Dezember 1974 


Freiherr von Fircks 
Dr. Czaja 

Dr. Wittmann (München) 

Dr. Hupka 
Sauer (Salzgitter) 

Dr. Becher (Pullach) 

Dr. Hauser (Sasbach) 

Josten 

Carstens, Stücklen und Fraktion 


4 



